
Satzung der Studierendenschaft der Humboldt-Universität zu Berlin 

 

Alte Fassung (aF) Neue Fassung (nF) Kurzbemerkungen (ausführliche Erläuterungen im 
Antrag) 

In dem Bewusstsein, sich konsequent in 
demokratische studentische und universitäre 
Traditionen einbinden zu wollen, und mit den 
Erfahrungen studentischer Selbstvertretung seit dem 
Herbst 1989, 

gewillt, zu studentischen und hochschulpolitischen 
Belangen konstruktiv Stellung zu nehmen und sich 
an gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen zu 
beteiligen, 

entschlossen, sich mit hohem Anspruch an die 
Qualität von Lehre und Forschung für eine 
selbstbestimmte Universität, die sich ständig 
erneuert, einzusetzen, 

verpflichtet dem Ziel, im Rahmen ihres gesetzlichen 
Auftrages eine offene und solidarische Gesellschaft 
zu verwirklichen, die Würde und Freiheit des 
Einzelnen und zugleich Aller sichert, gleiches Recht 
für jeden Einzelnen und zugleich für Alle 
gewährleistet, die Gleichstellung der Geschlechter 
verbürgt und unsere natürliche Umwelt schützt, 

geben sich die StudentInnen der Humboldt-
Universität zu Berlin diese Satzung. 

In dem Bewusstsein, sich konsequent in 
demokratische studentische und universitäre 
Traditionen einbinden zu wollen, und mit den 
Erfahrungen studentischer Selbstvertretung seit dem 
Herbst 1989, 

gewillt, zu studentischen und hochschulpolitischen 
Belangen konstruktiv Stellung zu nehmen und sich an 
gesellschaftlichen Gestaltungsprozessen zu 
beteiligen, 

entschlossen, sich mit hohem Anspruch an die 
Qualität von Lehre und Forschung für eine 
selbstbestimmte Universität, die sich ständig 
erneuert, einzusetzen, 

verpflichtet dem Ziel, im Rahmen ihres gesetzlichen 
Auftrages eine offene und solidarische Gesellschaft 
zu verwirklichen, die Würde und Freiheit des 
Einzelnen und zugleich Aller sichert, gleiches Recht 
für jeden Einzelnen und zugleich für Alle 
gewährleistet, die Gleichstellung der Geschlechter 
verbürgt und unsere natürliche Umwelt schützt, 

geben sich die StudentInnen der Humboldt-
Universität zu Berlin diese Satzung. 

 

I. Allgemeines I. Allgemeines  

§ 1 Rechtsgrundlage § 1 Rechtsgrundlage  



Die StudentInnenschaft der Humboldt-Universität zu 
Berlin gibt sich diese Satzung auf der Grundlage von 
§ 19 Abs. 2 Berliner Hochschulgesetz (BerlHG). 

Die Studierendenschaft der Humboldt-Universität zu 
Berlin gibt sich diese Satzung auf der Grundlage von 
§ 19 Abs. 2 Berliner Hochschulgesetz (BerlHG). 

 

§ 2 StudentInnenschaft § 2 Studierendenschaft  

(1) Alle immatrikulierten StudentInnen und 
(AspirantInnen) PromotionsstudentInnen mit 
studentischem Status bilden die StudentInnenschaft 
der Humboldt- Universität zu Berlin. 

(1) Alle immatrikulierten Studierenden der 
Humboldt-Universität zu Berlin bilden die 
Studierendenschaft. 

Sprachliche Anpassungen  

(2) Die StudentInnenschaft ist rechtsfähige 
Teilkörperschaft der Universität gemäß § 18 Abs. 1 
BerlHG. Die Organe der StudentInnenschaft sind das 
StudentInnenparlament (StuPa), der 
ReferentInnenrat (Ref Rat), die studentische 
Vollversammlung und auf der Fachbereichsebene die 
Fachschaftsräte. Die StudentInnenschaft wird 
vertreten durch den ReferentInnenrat (RefRat). 

(2) Die Studierendenschaft ist eine rechtsfähige 
Teilkörperschaft der Humboldt-Universität zu Berlin 
gemäß § 18 Abs. 1 BerlHG. Organe der 
Studierendenschaft sind das Studierendenparlament 
(StuPa), der Referent*innenrat (RefRat), die 
Vollversammlung , die Fachschaftsräte- und -
initiativenversammlung (FRIV) und auf der 
Fachbereichsebene die Fachschaftsvertretungen. Die 
Studierendenschaft wird vertreten durch den RefRat. 

(nicht abschließende) Aufzählung der wichtigsten 
Organe der Studierendenschaft (dazu kämen noch: 
StuPa-Präsidium und Stud. Wahlvorstand)  

(3) Zur Gewährleistung der Kinderbetreuung in 
Abstimmung mit der Sitzungszeit von Amts- und 
MandatsträgerInnen, wird in den 
Geschäftsordnungen der Organe der 
StudentInnenschaft und ihrer Kommissionen 
geregelt, dass Sitzungen nicht länger als bis 18.00 
Uhr dauern sollen. Längere Sitzungszeiten oder ein 
späterer Sitzungsbeginn sind mindestens eine 
Woche im Voraus, spätestens aber mit der Einladung 
zur Sitzung gesondert anzukündigen. Die 
StudentInnenschaft der Humboldt-Universität zu 
Berlin gewährleistet, dass Mitgliedern seiner 
gewählten Organe, die für Kinder unter 14 Jahren 
sorgeberechtigt sind oder pflegebedürftige 
Angehörige zu versorgen haben, aus Mitteln des 
Haushalts ein angemessener Ausgleich für 

(3) Zur Gewährleistung der Kinderbetreuung sollen 
Sitzungen der Organe der Studierendenschaft nicht 
länger als bis 18 Uhr dauern. Die Studierendenschaft 
erstattet Mitgliedern seiner Organe, die für Kinder 
unter 14 Jahren sorgeberechtigt sind oder 
pflegebedürftige Angehörige zu versorgen haben, 
einen angemessenen Ausgleich für notwendige 
Ersatzbetreuung für die Zeit, die 18 Uhr 
überschreitet. Näheres regelt eine Ordnung. 

Sprachliche Anpassungen 



notwendige Ersatzbetreuung in der Zeit erstattet 
wird, welche die jeweilige Sitzung den in Satz 1 
bestimmten Zeitpunkt überschreitet. Näheres ist in 
einer Ordnung zu regeln. 

 (4) Die Studierendenschaft stellt den Schutz 
personenbezogener Daten sicher. Hierfür benennt 
der RefRat gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 
eine*n behördliche*n Datenschutzbeauftragte*n. 
Das Nähere regelt eine Ordnung.  

 

 

§ 2a Datenschutz entfällt  

(1) Die Studierendenschaft bekennt sich zu ihrer 
Pflicht zum Datenschutz. Sie trägt eine besondere 
Verantwortung, sorgfältig mit den zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erhobenen Daten umzugehen. 

entfällt s. § 2 Abs. 4 nF 

Datenschutz ist eine relevante Aufgabe und 
keineswegs zu vernachlässigen. Die Streichung von 
§ 2a und Komprimierung in einem Absatz soll dies 
nicht negieren. Es soll aber der Wichtigkeit für die 
Studierendenschaft ein angemessener Umfang 
gewählt werden. Eine so herausgehobene Stellung, 
betont durch die Formulierung in § 2a Abs. 1 aF, 
entspricht nicht der Gewichtung der zahlreichen 
Belange und Ziele der Studierendenschaft. 

(2) Die Studierendenschaft benennt entsprechend 
ihrer gesetzlichen Verpflichtung eine*n 
behördliche*n Datenschutzbeauftragte*n. Die 
Benennung erfolgt in Anwendung der gesetzlichen 
Vorschriften. Mit der Benennung ist der 
Referent*innenRat betraut. Zur*m 
behördlichen Datenschutzbeauftragten benannt 
werden soll nur, wer im Zeitpunkt der Benennung 
Mitglied der Studierendenschaft ist und gemäß der 
Ordnung nach Absatz 3 die erforderliche Sachkunde 
besitzt. Kann nach diesen Vorgaben keine Person 
benannt werden, hat der Referent*innenRat für die 
Aufgaben unverzüglich eine nach den gesetzlichen 

entfällt Die Bestimmungen in Abs. 2 sind größtenteils 
redundant. Zum einen wiederholen sie die 
übergeordneten gesetzlichen Bestimmungen (z.B. 
der DSGVO), zum anderen doppeln sie sich mit der 
detaillierteren Datenschutzordnung der 
Studierendenschaft.  



Vorgaben geeignete externe Datenschutzstelle zu 
bestellen. 

(3) Weiteres wird in einer Ordnung geregelt, die vom 
Studierendenparlament mit einfacher Mehrheit 
erlassen wird. 

entfällt s. § 2 Abs. 4 nF 

II. StudentInnenparlament (StuPa) II. Studierendenparlament  

§ 3 Aufgaben § 3 Aufgaben  

(1) Das StuPa wählt aus seiner Mitte ein Präsidium 
als leitendes und geschäftsführendes Organ. 

(1) Das StuPa ist das ordentliche Beschlussorgan der 
Studierendenschaft.  

Abs. 1 aF in § 6 Abs. 1 nF aufgenommen,  
Abs. 1 nF ist § 4 Abs. 1 aF (besserer systematischer 
Zusammenhang)  

(2) Das StuPa wählt die Mitglieder des RefRates. (2) Das StuPa wählt die Mitglieder des RefRates.  

(3) Das StuPa bildet auf Antrag von mindestens sechs 
Mitgliedern Arbeitsgruppen zu Sachfragen. 

(3) Das StuPa bildet auf Antrag von mindestens sechs 
Mitgliedern Arbeitsgruppen zu Sachfragen. 

 

(4) Das StuPa wird in allen anderen ihm durch diese 
Satzung zugewiesenen Aufgaben tätig. Es gibt sich 
eine Geschäftsordnung, in der der laufende Betrieb 
des StuPa, insbesondere die Organisation der 
Sitzungen, die Einrichtung von Arbeitsgruppen und 
das Verfahren bei Anträgen, Abstimmungen und 
Wahlen, geregelt ist. Die Geschäftsordnung wird vom 
StuPa mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder beschlossen. 

(4) Das StuPa wird in allen anderen ihm durch diese 
Satzung zugewiesenen Aufgaben tätig. Es gibt sich 
eine Geschäftsordnung, in der der laufende Betrieb 
des StuPa, insbesondere das Präsidium, die 
Organisation und der Ablauf der Sitzungen, die 
Einrichtung von Arbeitsgruppen und das Verfahren 
bei Anträgen und Abstimmungen geregelt ist. Die 
Geschäftsordnung wird vom StuPa mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder 
beschlossen. 

Aufhebung des 2/3 Quorums für die GO 

§ 4 Zusammensetzung, Wahl § 4 Zusammensetzung, Wahl  

(1) Das StuPa ist das ordentliche Beschlussorgan der 
StudentInnenschaft. Es setzt sich aus 60 
StudentInnen zusammen, die von den StudentInnen 
in freier, gleicher und geheimer Wahl bestimmt 
werden. 

(1) Es setzt sich aus 60 Studierenden zusammen, die 
von den Studierenden in freier, gleicher und 
geheimer Wahl bestimmt werden. 

s. § 3 Abs. 1  



(2) Gewählt werden kann jedeR immatrikulierte 
StudentIn der Humboldt-Universität zu Berlin. Die 
Amtszeit des StuPa beträgt ein Jahr. Zur Vorbereitung 
und Durchführung der Wahlen beschließt das StuPa 
eine Wahlordnung. 

(2) Gewählt werden kann jede*r Studierende der 
Humboldt-Universität. Die Amtszeit des StuPa 
beträgt ein Jahr. Zur Vorbereitung und Durchführung 
der Wahl beschließt das StuPa eine Wahlordnung. 

Redundant, ergibt sich schon aus Abs. 1 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so rückt einE 
VertreterIn der Liste nach. Sind diese Listen 
ausgeschöpft, verwaist der Sitz. Das Nähere regelt 
die Geschäftsordnung. 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so rückt ein*e 
Vertreter*in der Liste nach. Ist eine Liste 
ausgeschöpft, verwaist der Sitz. Das Nähere regelt 
die Wahlordnung. 

Geregelt in § 22 der Wahlordnung  

(4) Eine vorzeitige Neuwahl des StuPa findet statt: 

- auf Beschluss des StuPa mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder; 

- auf Beschluss einer Vollversammlung mit 
Zweidrittelmehrheit; 

- auf Beschluss einer Urabstimmung. 

(4) Eine vorzeitige Neuwahl des StuPa findet statt: 

- auf Beschluss des StuPa mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Mitglieder; 

- auf Beschluss einer Vollversammlung mit 
Zweidrittelmehrheit; 

- auf Beschluss einer Urabstimmung. 

 

§ 5 Sitzungen § 5 Sitzungen  

(1) Das StuPa tagt mindestens zweimal in der 
Vorlesungszeit eines Semesters. Auf Antrag von 
mindestens sechs Mitgliedern oder auf Beschluss 
des Präsidiums, des RefRates, der 
Fachschaftsräteversammlung oder der 
Vollversammlung finden weitere Sitzungen statt. 

(1) Das StuPa tagt mindestens zweimal in der 
Vorlesungszeit eines Semesters. Auf Antrag von 
mindestens sechs Mitgliedern oder auf Beschluss des 
Präsidiums, des RefRates, der 
Fachschaftsräteversammlung oder der 
Vollversammlung finden weitere Sitzungen statt. 

 

(2) Die Sitzungen sind öffentlich. Jedes Mitglied hat 
Rede- und Antragsrecht. Alle StudentInnen der 
Humboldt- Universität zu Berlin haben Rederecht. 

(2) Die Sitzungen sind öffentlich. Jedes Mitglied hat 
Rede- und Antragsrecht, alle Studierenden haben 
Rederecht. 

Sprachliche Änderung 

(3) Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. (3) Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. Redundant, § 3 Abs. 4 regelt dies schon  

§ 6 Präsidium § 6 Präsidium  

(1) Das Präsidium besteht aus fünf 
gleichberechtigten Mitgliedern, die in der 
konstituierenden Sitzung aus den Reihen des StuPa 
gewählt werden. Es führt die Geschäfte des StuPa, 

(1) Das StuPa wählt aus seiner Mitte ein aus fünf 
gleichberechtigten Mitgliedern bestehendes 
Präsidium. Als geschäftsführendes Organ organisiert 
und leitet es die Sitzungen des StuPa und ist für das 

Die bisherige Formulierung konnte so verstanden 
werden, dass eine Nachwahl des Präsidiums nicht 
möglich ist; dass das Präsidium grundsätzlich in der 
konstituierenden Sitzung gewählt wird ergibt sich 



organisiert und leitet die Sitzungen des StuPa und ist 
für das Protokoll verantwortlich. Das Nähere regelt 
die Geschäftsordnung. 

Protokoll verantwortlich. Das Nähere regelt die 
Geschäftsordnung. 

implizit aus Abs. 4 und könnte explizit in der GO 
geregelt werden 

(2) Das Präsidium vertritt das StuPa nach außen. Es 
ist der zentrale Ansprechpartner des StuPa für alle 
StudentInnen der Humboldt-Universität zu Berlin. 

(2) Das Präsidium vertritt das StuPa nach außen. Es 
ist der zentrale Ansprechpartner des StuPa für alle 
Studierenden. 

 

(3) Das Präsidium tagt wenigstens einmal im Monat. (3) Das Präsidium tagt wenigstens einmal im Monat.  

(4) Das Präsidium führt die Geschäfte des StuPa nach 
Wahl eines neuen StuPa weiter, bis dieses aus seiner 
Mitte ein neues Präsidium gewählt hat. 

(4) Das Präsidium führt seine Geschäfte des StuPa 
nach Wahl eines neuen StuPa weiter, bis dieses aus 
seiner Mitte ein neues Präsidium gewählt hat. 

 

(5) Für die Mitglieder des Präsidiums wird jeweils 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 125,00 
EURO (in Worten: einhundertfünfundzwanzig) pro 
Monat gewährt. Die einem Mitglied des Präsidiums 
im Jahr von der Studierendenschaft ausgezahlten 
Aufwandsentschädigungen dürfen den Höchstbetrag 
von 3.000,00 EURO (in Worten: dreitausend) nicht 
überschreiten. 

(5) Jedem Mitglied des Präsidiums wird pro Monat 
eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 125 Euro 
gewährt. Die ihm von der Studierendenschaft 
ausgezahlten Aufwandsentschädigungen dürfen 
3 000 Euro im Jahr nicht überschreiten. 

Sprachliche Änderung 

III. ReferentInnenrat (RefRat) III. Referent*innenrat   

§ 7 Aufgaben § 7 Aufgaben  

(1) Der RefRat ist an die Beschlüsse des StuPa 
unmittelbar gebunden. Er nimmt die Interessen der 
StudentInnen in kontinuierlicher Arbeit wahr. 

(1) Der RefRat ist an die Beschlüsse des StuPa 
unmittelbar gebunden. Er nimmt die Interessen der 
Studierenden in kontinuierlicher Arbeit wahr. 

 

(2) Der RefRat wird in den übrigen ihm in dieser 
Satzung zugewiesenen Aufgabenbereichen tätig. 

(2) Der RefRat wird in den übrigen ihm in dieser 
Satzung zugewiesenen Aufgabenbereichen tätig. 

 

§ 8 Organisation § 8 Organisation  

(1) Der RefRat gliedert sich nach Arbeitsgebieten in 
Referate, denen je einE ReferentIn und bis zu zwei 
StellvertreterInnen vorstehen. Die ReferentInnen 
vertreten den RefRat im Rahmen ihrer Zuständigkeit 

(1) Der RefRat gliedert sich nach Arbeitsgebieten in 
Referate, denen ein*e Hauptreferent*in und bis zu 
zwei Stellvertreter*innen vorstehen. Die 
Referent*innen vertreten den RefRat im Rahmen 

 



nach außen, soweit die Finanzordnung dies nicht 
einschränkt. EinE ReferentIn wird vom StuPa zur/ 
zum SprecherIn bestimmt. Die ReferentInnen und 
die/ der SprecherIn werden vom StuPa einzeln 
gewählt. Sie müssen nicht Mitglieder des StuPa, in 
jedem Fall aber StudentInnen der Humboldt-
Universität zu Berlin sein. Das StuPa kann auf Antrag 
von mindestens sechs seiner Mitglieder oder des 
RefRates Mitglieder des RefRates abwählen. 

ihrer Zuständigkeit nach außen. Ein*e Referent*in 
wird vom StuPa zum*r Sprecher*in bestimmt.  

(2) Die Referent*innen und der*die Sprecher*in 
werden vom StuPa einzeln gewählt. Das StuPa kann 
auf Antrag von sechs seiner Mitglieder oder auf 
Antrag des RefRats Referent*innen abwählen. Auf 
Antrag von sechs Mitgliedern wird der Punkt 
einmalig vertagt. Wird nicht zugleich ein*e neue*r 
Referent*in gewählt, bedarf es zur Abwahl einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

Einführung „konstruktive Abwahl“ 

(2) Die Amtszeit der RefRat-Mitglieder beträgt ein 
Jahr. Wiederwahl ist nur einmal möglich. 

(3) Die Amtszeit der Referent*innen beträgt ein Jahr. 
Wiederwahl in das gleiche Amt ist nur einmal 
möglich. Scheidet ein*e Hauptreferent*in vorzeitig 
aus dem Amt aus, rückt der*die Stellvertreter*in 
nach. 

Möglichkeit des Nachrückens vom Co-Reffi, wenn der 
Hauptreffi ausscheidet. Bisher war die Regelung, 
dass der Co-Reffi automatisch auch ausscheidet, 
wenn der Hauptreffi aus seinem Amt scheidet. 

 (4) Wird ein Referat unbesetzt, kann das StuPa 
ausscheidende Referent*innen beauftragen, das 
Referat kommissarisch weiterzuführen. Die 
kommissarische Amtsführung ist zu befristen, 
längstens auf ein halbes Jahr; anschließende 
Verlängerungen sind zulässig. Referent*innen, die 
ein Referat kommissarisch führen, sind den 
ordentlichen Referent*innen gleichgestellt. 
Referent*innen in Kernreferaten (Abs. 5 Satz 4) 
führen die Geschäfte nach Ablauf ihrer Amtszeit bis 
zur nächsten beschlussfähigen StuPa-Sitzung weiter. 

Möglichkeit der kommissarischen Amtsführung. 
Diese war bisher nicht geregelt, wurde aber in 
einigen Fällen, insbesondere bei Kernreferaten oder 
in außergewöhnlichen Lagen, zB Corona, 
angewendet. Dies soll die Voraussetzungen dafür 
regeln.  

(3) Die Aufteilung in die Referate, deren Benennung 
und die Festlegung ihres Arbeitsbereiches wird vom 
StuPa beschlossen. Das Einrichten und Auflösen 
eines Referates bedarf einer Zweidrittelmehrheit der 
anwesenden StuPa-Mitglieder. Auf Antrag von fünf 
StuPa- Mitgliedern wird dieser Tagesordnungspunkt 

(5) Die Aufteilung in die Referate, deren Benennung, 
die Festlegung ihrer Arbeitsbereiche und die Anzahl 
der Stellvertreter*innen wird vom StuPa 
beschlossen. Die Einrichtung und Auflösung eines 
Referates bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der 
anwesenden StuPa-Mitglieder. Auf Antrag von sechs 

Bisher nur in der GO geregelt, wie die Anzahl der 
Stellvertrer*innen festgelegt wird. Nur das 
Finanzreferat hat derzeit zwei Stellvertreter*innen. 

 



einmalig vertagt. In jedem Fall müssen die Referate 
Soziales, Finanzen, Hochschulpolitik, 
Öffentlichkeitsarbeit und Lehre - Studium abgedeckt 
werden. 

Mitgliedern wird dieser Tagesordnungspunkt 
einmalig vertagt. In jedem Fall müssen die Referate 
Soziales, Finanzen, Hochschulpolitik, 
Öffentlichkeitsarbeit und Lehre – Studium abgedeckt 
werden. 

Angleichung des Quorums für vergleichbare Anträge 
(s. Abs. 2) 

(4) Alle vom StudentInnenparlament gewählten 
Referent*innen sowie deren gewählte 
Stellvertreter*innen erhalten jeweils monatlich eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 250,00 EURO 
(in Worten: zweihunderfünfzig). Sie dürfen keine 
weiteren Aufwandsentschädigungen von der 
Studierendenschaft erhalten. Jedem RefRat- Mitglied 
kann auf Beschluss des StuPa Rechtsschutz im 
Zusammenhang mit seiner RefRat-Tätigkeit gewährt 
werden. 

(6) Jede*r Referent*in (Hauptreferent*innen und 
Stellvertreter*innen) erhält monatlich eine 
Aufwandsentschädigung in Höhe von 250 Euro. Sie 
dürfen keine weiteren Aufwandsentschädigungen 
von der Studierendenschaft erhalten. Jedem RefRat- 
Mitglied kann auf Beschluss des StuPa Rechtsschutz 
im Zusammenhang mit seiner RefRat-Tätigkeit 
gewährt werden. 

Sprachliche Änderungen  

(5) Die Referate unterstützen Initiativen aus der 
StudentInnenschaft. Sie beteiligen an ihrer Arbeit 
alle interessierten StudentInnen der Humboldt-
Universität zu Berlin. 

(7) Die Referate unterstützen Initiativen aus der 
Studierendenschaft. Sie beteiligen alle interessierten 
Studierenden an ihrer Arbeit. 

Sprachliche Änderung 

§ 8a Rechenschaft § 8a Rechenschaft  

(1) Die ReferentInnen sind dem StuPa 
rechenschaftspflichtig. 

(1) Die Referent*innen sind dem StuPa 
rechenschaftspflichtig. 

 

(2) Die Entlastung des RefRat gemäß § 19 Abs. 3 
BerlHG erfolgt nach Vorlage des Prüfberichtes 
gemäß § 20 Abs. 3 Satz 1 BerlHG zu Beginn der 
Amtsperiode des StuPa. 

(2) Die Entlastung des RefRat gemäß § 19 Abs. 3 
BerlHG erfolgt nach Vorlage des Prüfberichtes gemäß 
§ 20 Abs. 3 Satz 1 BerlHG zu Beginn der Amtsperiode 
des StuPa. 

 

(3) Die ReferentInnen haben dafür Sorge zu tragen, 
daß sie auf jeder Sitzung des StuPa vertreten sind. 

(3) Die Referent*innen haben dafür Sorge zu tragen, 
dass sie auf jeder Sitzung des StuPa vertreten sind. 

 

§ 9 Sitzungen § 9 Sitzungen  

(1) Der RefRat tagt während der Vorlesungszeit 
mindestens zweimal im Monat. Die Sitzungen sind 

(1) Der RefRat tagt während der Vorlesungszeit 
mindestens zweimal im Monat. Die Sitzungen sind 

s. Abs. 2, sprachliche Änderung 



öffentlich. Die Verfahrensweise bei Finanzanträgen 
und finanzwirksamen Anträgen regelt die 
Geschäftsordnung des RefRates. Alle StudentInnen 
der Humboldt- Universität zu Berlin haben Rede- und 
Antragsrecht. 

öffentlich. Die Verfahrensweise bei Finanzanträgen 
und finanzwirksamen Anträgen regelt die 
Geschäftsordnung des RefRates. Alle Studierenden 
haben Rede- und Antragsrecht. 

(2) Der RefRat gibt sich eine Geschäftsordnung, die 
die Organisation der Sitzungen, die Beschlussfassung 
des RefRates, die Grundlagen der Arbeit der Referate 
und die Beteiligung von StudentInnen, die nicht 
RefRat-Mitglieder sind, an der Arbeit und 
Willensbildung in den Referaten regelt. 

(2) Der RefRat gibt sich eine Geschäftsordnung, die 
die Organisation der Sitzungen, die Verfahrensweise 
bei Finanzanträgen, die Beschlussfassung des 
RefRates, die Grundlagen der Arbeit der Referate 
und die Beteiligung von Studierenden, die nicht 
RefRat-Mitglieder sind, an der Arbeit und 
Willensbildung in den Referaten regelt. 

 

§ 10 Besondere Referate § 10 Besondere Referate  

(1) Studentische Gruppen, deren Gleichstellung mit 
den Referaten nach § 8 Absatz (3) aufgrund ihrer 
inhaltlichen Konzeption oder der Vertretung einer 
sozialen Gruppe gerechtfertigt ist, werden vom StuPa 
als besondere Referate anerkannt. Die besonderen 
Referate sind den Referaten nach § 8 Absatz (3) 
gleichgestellt. Die Anerkennung eines besonderen 
Referates ist unabhängig von der Art oder dem 
Bestehen einer Organisationsstruktur der jeweiligen 
Gruppe. Das Referat Fachschaftskoordination ist in 
jedem Fall als besonderes Referat einzurichten. 

(1) Für studentische Gruppen, deren Gleichstellung 
mit den Referaten nach § 8 Abs. 3 aufgrund ihrer 
inhaltlichen Konzeption oder der Vertretung einer 
sozialen Gruppe gerechtfertigt ist, werden vom StuPa 
besondere Referate eingerichtet. Besondere Referate 
entsprechen den Referaten nach § 8, ergänzend 
gelten für sie die folgenden Vorschriften. 

Neufassung der Vorschriften über besondere 
Referate. Besondere Referate sind zurzeit die 
Referate für Queerfeminismus, LGBTI, Studierende 
mit Kind, Antirassismus und 
Fachschaftskoordination. Diese entsprechen den 
(ordentlichen) Referaten und sind regulärer Teil des 
RefRats mit der Ausnahme, dass bei der Wahl die 
von dem Referat betroffenen Gruppen auf 
besondere Weise einbezogen werden. 

 

(2) Die/der ReferentIn eines besonderen Referats 
wird in der Vollversammlung der jeweiligen Gruppe 
gewählt. Er/sie bedarf der Bestätigung im StuPa 
durch Beschluss. Besteht für ein besonderes Referat 
keine Organisationsstruktur, wird der/die ReferentIn 
vom StuPa gewählt. § 8 Absatz (4) gilt mit der 
Maßgabe entsprechend, dass die Referent*innen 
und deren Stellvertreter*innen besonderer Referate 
erst nach bestätigendem Beschluss des 

(2) Referent*innen besonderer Referate werden auf 
Vorschlag der Vollversammlung der jeweiligen 
Gruppe vom StuPa gewählt. Die Vollversammlung 
beruft der RefRat ein.  

Die Wahlentscheidung über Reffis muss nach dem 
Berliner Hochschulgesetz beim StuPa liegen. Um 
deutlicher zu machen, dass dies dem entspricht, wird 
die Formulierung angepasst, so dass das StuPa nicht 
nur eine Wahl „bestätigt“, sondern selbst „wählt“. 
Das ausschließliche Vorschlagsrecht liegt weiterhin 
bei den Vollversammlungen. 



StudentInnenparlaments die 
Aufwandsentschädigung erhalten. § 8 Absatz (2) gilt 
entsprechend. 

(2a) Beim Referat für ausländische Studierende und 
Antirassismus der HU ist das StuPa befugt, 
kommissarisch eineN ReferentIn zu wählen. Der/die 
kommissarische ReferentIn ist beauftragt, nach 
angemessener Einarbeitungszeit in Zusammenarbeit 
mit dem RefRat eine Vollversammlung der 
ausländischen und von Rassismus betroffenen 
StudentInnen einzuberufen, in der die/de r 
ReferentIn dieses besonderen Referats gewählt wird. 

(3) Kommt ein Wahlvorschlag durch eine 
Vollversammlung innerhalb eines Semesters, 
nachdem ein besonderes Referat frei geworden ist, 
nicht zustande, kann das StuPa eigene Vorschläge 
machen und Referent*innen wählen. Die so 
gewählten Referent*innen sollen baldmöglichst eine 
Vollversammlung durchführen, die zu den 
Referent*innen Stellung beziehen kann. 

Ausnahmeregelung, wenn es innerhalb der Gruppe 
Probleme gibt, eigene Wahlvorschläge zu machen. 
Nur unter der Voraussetzung, dass das Referat für 
eine längere Zeit unbesetzt ist. Die VV soll auch die 
Möglichkeit haben zu so gewählten Reffis Stellung zu 
nehmen, so dass das StuPa gegebenenfalls neue 
Entscheidungen treffen kann.  

(3) Der Status eines besonderen Referates kann auf 
Beschluss des StuPa wieder entzogen werden. 

(4) Der Status eines besonderen Referates kann auf 
Beschluss des StuPa wieder entzogen werden. 

 

§ 11 Studentische Projekte § 11 Studentische Projekte  

(1) Studentischen Projekten an der Humboldt-
Universität zu Berlin kann vom RefRat im Rahmen 
des gesetzlichen Auftrages der 
StudentInnenschschaft (§ 18 BerlHG) Unterstützung 
gewährt werden. 

(1) Studentischen Projekten an der Humboldt-
Universität zu Berlin kann vom RefRat im Rahmen 
des gesetzlichen Auftrages der Studierendenschaft 
(§ 18 Abs. 2 BerlHG) Unterstützung gewährt werden. 

 

(2) Die Unterstützung kann zweckgebundene 
finanzielle Hilfe, organisatorische Hilfe sowie Hilfe 
bei der Erlangung von öffentlichem Gehör umfassen. 
Über die Verwendung gewährter finanzieller 
Zuschüsse müssen die Projektgruppen dem RefRat 
Rechenschaft ablegen und dem StuPa zur Kenntnis 
geben. 

(2) Die Unterstützung kann zweckgebundene 
finanzielle Hilfe, organisatorische Hilfe sowie Hilfe 
bei der Erlangung von öffentlichem Gehör umfassen. 
Über die Verwendung gewährter finanzieller 
Zuschüsse müssen die Projektgruppen dem RefRat 
Rechenschaft ablegen und dem StuPa zur Kenntnis 
geben. 

 

IV. Vollversammlung und Urabstimmung IV. Vollversammlung und Urabstimmung  

§ 12 Vollversammlung § 12 Vollversammlung  

(1) StudentInnenvollversammlungen werden durch 
den RefRat einberufen: 

(1) Studierendenvollversammlungen werden durch 
den RefRat einberufen 

Drei Fachschaftsräte (bzw. -initiativen) sind ein 
niedriges Quorum im Vergleich zu den anderen 



- auf Beschluss von StuPa oder RefRat; 
- auf Verlangen von drei Fachschaftsräten im 

Sinne von § 14; 
- auf Verlangen von mindestens einem Prozent 

der StudentInnenschaft. 

1. auf Beschluss von StuPa oder RefRat, 
2. auf Beschluss der Fachschaftsräte- und -

initiativenversammlung, 
3. auf Verlangen von mindestens einem Prozent der 

Studierendenschaft. 

Varianten für die Einberufung einer VV, deswegen 
soll dieses Recht auf die FRIV übertragen werden, die 
per Mehrheitsbeschluss aller Fachschaften 
entscheidet. 

(2) Alle StudentInnen der Humboldt-Universität zu 
Berlin haben auf der Vollversammlung Rede-, 
Antrags- und Stimmrecht. 

(2) Alle Studierenden der Humboldt-Universität zu 
Berlin haben auf der Vollversammlung Rede-, 
Antrags- und Stimmrecht. 

 

(3) Die Beschlüsse der Vollversammlung haben 
bindenden Charakter für die Organe der 
StudentInnenschaft, wenn wenigstens fünf Prozent 
der StudentInnen der Humboldt-Universität zu Berlin 
anwesend sind. Finanzwirksame Entscheidungen 
müssen vom StuPa beschlossen werden. 

(3) Die Beschlüsse der Vollversammlung haben 
bindenden Charakter für die Organe der 
Studierendenschaft, wenn wenigstens fünf Prozent 
der Studierenden der Humboldt-Universität zu Berlin 
anwesend sind. Finanzwirksame Entscheidungen 
müssen vom StuPa beschlossen werden. 

 

§ 13 Urabstimmung § 13 Urabstimmung  

(1) Die Urabstimmung ist das höchste 
Entscheidungsinstrument der StudentInnenschaft 
der Humboldt- Universität zu Berlin. Alle 
StudentInnen der Humboldt-Universität zu Berlin 
sind zur Teilnahme berechtigt. 

(1) Die Urabstimmung ist das höchste 
Entscheidungsinstrument der Studierendenschaft. 
Alle Studierenden der Humboldt-Universität zu 
Berlin sind zur Teilnahme berechtigt. 

 

(2) Die Verantwortung für die Urabstimmung trägt 
der Studentische Wahlvorstand. 

(2) Die Verantwortung für die Urabstimmung trägt 
der Studentische Wahlvorstand. 

 

(3) Eine Urabstimmung ist durchzuführen: 

- auf Beschluss des StuPa; 
- wenn sich zwei Prozent der StudentInnen 

durch ihre Unterschrift hierfür aussprechen; 
- wenn sich die Vollversammlung mehrheitlich 

hierfür ausgesprochen hat. 

(3) Eine Urabstimmung ist durchzuführen 

- auf Beschluss des StuPa oder RefRats, 
- wenn sich zwei Prozent der Studierenden durch 

ihre Unterschrift hierfür aussprechen, 
- wenn sich die Vollversammlung mehrheitlich 

hierfür ausgesprochen hat. 

 

(4) Die Entscheidung der Urabstimmung hat 
bindenden Charakter für die Organe der 
StudentInnenschaft, wenn wenigstens zehn Prozent 

(4) Die Entscheidung der Urabstimmung hat 
bindenden Charakter für die Organe der 
Studierendenschaft, wenn wenigstens zehn Prozent 

 



der StudentInnen teilgenommen haben. 
Finanzwirksame Entscheidungen müssen vom StuPa 
beschlossen werden. 

der Studierenden teilgenommen haben. 
Finanzwirksame Entscheidungen müssen vom StuPa 
beschlossen werden.  

(5) Die Urabstimmung ist spätestens 21 Tage nach 
Beantragung durchzuführen. Sie ist spätestens 
sieben Tage vor dem ersten Abstimmungstermin 
anzukündigen. Sie wird an wenigstens drei und 
höchstens fünf aufeinanderfolgenden Arbeitstagen 
durchgeführt. Sie darf nicht in der vorlesungsfreien 
Zeit oder in der ersten oder letzten Vorlesungswoche 
stattfinden. 

(5) Die Urabstimmung ist spätestens 28 Tage nach 
Beantragung durchzuführen, wenn kein späterer 
Termin zugelassen ist. Sie ist spätestens sieben Tage 
vor dem ersten Abstimmungstermin anzukündigen. 
Sie wird an wenigstens drei und höchstens fünf 
aufeinanderfolgenden Arbeitstagen durchgeführt. 
Sie darf nicht in der vorlesungsfreien Zeit oder in der 
ersten oder letzten Vorlesungswoche stattfinden. 

Flexiblere Regelung zur Terminfestlegung durch den 
Wahlvorstand 

V. Fachschaftsräte und Fachschaftsräteversammlung V. Fachschaften  

§ 14 Fachschaftsräte § 14 Fachschaftsräte und -initiativen  

(1) Die StudentInnenschaft gliedert sich auf 
Fachbereichsebene in Fachschaften, die jedoch auch 
standortorientiert oder fachbereichsübergreifend 
gebildet werden können. Innerhalb der Fachschaft 
können die StudentInnen zu ihrer Vertretung einen 
Fachschaftsrat wählen. 

(1) Die Studierendenschaft gliedert sich auf 
Fachbereichsebene in Fachschaften, die jedoch auch 
standortorientiert oder fachbereichsübergreifend 
gebildet werden können. Die Festlegung der 
Fachschaften erfolgt durch das StuPa. Es kann die 
Befugnis an die Fachschaftsräte- und -
initiativenversammlung übertragen.  

Erläuterungen siehe Antrag 

(2) Die Organisation der Arbeit liegt entsprechend 
den Erfordernissen voll in der Verantwortung der 
Fachschaft. Der Fachschaftsrat nimmt unter anderem 
die Interessen der Mitglieder der Fachschaft im 
Rahmen der StudentInnenschaft wahr. 

(2) Fachschaften verwalten ihre Angelegenheiten im 
Rahmen dieser Satzung und der darauf beruhenden 
Bestimmungen selbst. Eine Fachschaft kann sich eine 
Satzung geben, die der Bestätigung durch den RefRat 
bedarf. 

 

(3) Die Mitglieder eines Fachschaftsrates werden, 
soweit nicht anders bestimmt, auf einer 
Vollversammlung der Fachschaft gewählt. Näheres 
regelt die Wahlordnung. 

(3) Innerhalb der Fachschaft können die 
Studierenden zu ihrer Vertretung einen 
Fachschaftsrat wählen. Der Fachschaftsrat nimmt die 
Interessen der Mitglieder der Fachschaft wahr und 
trägt zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der 
Studierendenschaft bei. 

 



(4) Bei der ersten Konstituierung eines 
Fachschaftsrates wird dieser durch den 
ReferentInnenrat einberufen. Über die Einrichtung 
und Aufhebung eines Fachschaftsrates entscheidet 
die jeweilige Fachschaft. 

(4) Wird in einer Fachschaft kein Fachschaftsrat 
konstituiert, kann eine Fachschaftsinitiative die 
Fachschaft vertreten. Fachschaftsinitiativen sind 
regelmäßig tagende Versammlungen, die allen 
Mitgliedern der Fachschaft gleichberechtigt zur 
Beteiligung offenstehen. Sie sind Fachschaftsräten 
gleichgestellt.  

 

(5) Ein Fachschaftsrat tagt mindestens zweimal im 
Monat während der Vorlesungszeit. Die Sitzungen 
sind öffentlich. Näheres regelt die Geschäftsordnung 
des jeweiligen Fachschaftsrates. 

(5) Das Nähere zu Fachschaften und ihren Organen 
regelt eine vom StuPa zu beschließende Ordnung. 

 

 

(6) Wird in einer Fachschaft kein Fachschaftsrat 
konstituiert, können auch nicht konstituierte zur 
allgemeinen Mitarbeit offene Fachschaftsinitiativen 
vom StudentInnenparlament als 
vertretungsberechtigt gegenüber den Organen der 
StudentInnenschaft anerkannt werden. 
Die Anerkennung kann einzeln oder grundsätzlich 
auf die Fachschaftsräte- und -initiativenversammlung 
übertragen werden 

(entfällt) 

 

 

(7) Die Fachschaftsvertretungen beantragen beim 
RefRat finanzielle Mittel für ihre Arbeit. 

(entfällt)  

§ 15 Fachschaftsräte- und -initiativenversammlung § 15 Fachschaftsräte- und -initiativenversammlung  

(1) Die Fachschaftsräte- und initiativenversammlung 
setzt sich aus je einer/einem VertreterIn der 
einzelnen Fachschaften zusammen. Sie regelt ihre 
Arbeit in eigener Verantwortung. 

(1) Die Fachschaftsräte- und -initiativenversammlung 
(FRIV) setzt sich aus einem*r Vertreter*in je 
Fachschaft zusammen. Sie regelt ihre Arbeit in 
eigener Verantwortung. 

 

(2) Ihre Aufgabe ist die Koordinierung der Arbeit der 
einzelnen Fachschaften und die Vertretung der 
Fachschaftsinteressen im RefRat. 

(2) Ihre Aufgabe ist die Koordinierung der Arbeit der 
Fachschaften und die Vertretung derer Interessen im 
RefRat.  

 

(3) Die Fachschaftsräte- und -initiativenversammlung 
wählt den/die ReferentInnen für 

(3) Hierfür ist das Referat für 
Fachschaftskoordination als besonderes Referat 

Anpassung an die Neufassung des § 10 



Fachschaftskoordination des RefRates. Er/sie bedarf 
der Bestätigung durch das StuPa. 

gemäß § 10 einzurichten. Dessen Referent*innen 
schlägt die FRIV dem StuPa zur Wahl vor. 

VI. Finanzen VI. Finanzen  

§ 16 Beiträge § 16 Beiträge  

(1) Die Organe der StudentInnenschaft finanzieren 
sich durch die Beitragszahlungen der StudentInnen. 

(1) Die Organe der Studierendenschaft finanzieren 
sich durch die Beitragszahlungen der Studierenden. 

 

(2) Die Beitragshöhe wird vom StuPa in einer 
Beitragsordnung beschlossen und ist nach dem Maß 
zu bestimmen, das zur Erfüllung der 
satzungsgemäßen Aufgaben der StudentInnenschaft 
nach den Grundsätzen einer sparsamen 
Haushaltsführung erforderlich ist und den 
finanziellen Möglichkeiten der StudentInnen 
entspricht. 

(2) Die Beitragshöhe wird vom StuPa in einer 
Beitragsordnung beschlossen und ist nach dem Maß 
zu bestimmen, das zur Erfüllung der 
satzungsgemäßen Aufgaben der Studierendenschaft 
nach den Grundsätzen einer sparsamen 
Haushaltsführung erforderlich ist und den 
finanziellen Möglichkeiten der Studierenden 
entspricht. 

 

§ 17 Haushaltsführung § 17 Haushaltsführung  

(1) Die Erstellung des Haushaltsplanes, die 
Haushaltsführung und die Kriterien, nach denen die 
Finanzen der StudentInnenschaft verwaltet werden, 
werden durch eine Finanzordnung geregelt, die vom 
StuPa mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder beschlossen wird. 

(1) Die Erstellung des Haushaltsplanes, die 
Haushaltsführung und die Kriterien, nach denen die 
Finanzen der Studierendenschaft verwaltet werden, 
werden durch eine Finanzordnung geregelt, die vom 
StuPa mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Mitglieder beschlossen wird. 

 

(2) Das StuPa richtet einen ständigen 
Haushaltsausschuss ein, der die Kontrolle der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung übernimmt. Es 
erfolgt mindestens eine unvermutete Prüfung im 
Semester. Drei Listen werden durch Los bestimmt, 
die eineN VertreterIn in den Haushaltsausschuss 
entsenden. Verzichtet eine Liste auf die Entsendung, 
wird ein neues Los gezogen. 

(2) Das StuPa richtet einen ständigen 
Haushaltsausschuss ein, der die Kontrolle der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung übernimmt. Es 
erfolgt mindestens eine unvermutete Prüfung im 
Semester. Drei Listen werden durch Los bestimmt, 
die eineN VertreterIn in den Haushaltsausschuss 
entsenden. Verzichtet eine Liste auf die Entsendung, 
wird ein neues Los gezogen. 

 



(3) Die Gelder der StudentInnenschaft dienen der 
Aufrechterhaltung des Betriebes der Organe der 
StudentInnenschaft und der Wahrnehmung der 
satzungsgemäßen Aufgaben. 

(3) Die Gelder der Studierendenschaft dienen der 
Aufrechterhaltung des Betriebes ihrer Organe und 
der Wahrnehmung der satzungsgemäßen Aufgaben. 

 

(4) Der Haushaltsplan und die Beitragsordnung 
werden nach Beschluss durch das StuPa gemäß § 20 
Abs. 1 BerlHG der Universitätsleitung zur 
Genehmigung zugeleitet. Die Rechnung der 
StudentInnenschaft ist gemäß § 20 Abs. 3 BerlHG 
von einem öffentlich bestellten Rechnungsprüfer 
oder einer anerkannten 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
StudentInnenschaft unterliegt gemäß § 20 Abs. 3 
BerlHG der Prüfung durch den Rechnungshof von 
Berlin. 

(4) Der Haushaltsplan und die Beitragsordnung 
werden nach Beschluss durch das StuPa gemäß § 20 
Abs. 1 BerlHG der Universitätsleitung zur 
Genehmigung zugeleitet. Die Rechnung der 
Studierendenschaft ist gemäß § 20 Abs. 3 BerlHG von 
einem öffentlich bestellten Rechnungsprüfer oder 
einer anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
zu prüfen. Die Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Studierendenschaft unterliegt gemäß § 20 Abs. 3 
BerlHG der Prüfung durch den Rechnungshof von 
Berlin. 

 

§ 18 Haftungsbeschränkung § 18 Haftungsbeschränkung  

Die StudentInnenschaft haftet gemäß § 20 Abs. 4 
BerlHG nur mit ihrem Vermögen. 

Die Studierendenschaft haftet gemäß § 20 Abs. 4 
BerlHG nur mit ihrem Vermögen. 

 

VII. Schlußbestimmungen VII. Schlußbestimmungen  

§ 19 Satzungsänderung § 19 Satzungsänderung  

(1) Diese Satzung kann mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder des StuPa geändert werden. 
Jedem StuPa-Mitglied muss der Änderungsantrag im 
Wortlaut wenigstens vierzehn Tage vor der 
Abstimmung vorliegen. 

(1) Diese Satzung kann mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder des StuPa geändert werden. 
Jedem StuPa-Mitglied muss der Änderungsantrag im 
Wortlaut wenigstens vierzehn Tage vor der 
Abstimmung vorliegen. 

 

(2) Dem Beschluss einer neuen Satzung soll eine 
öffentliche Diskussion vorausgehen. 

(2) Dem Beschluss einer neuen Satzung soll eine 
öffentliche Diskussion vorausgehen. 

 

VIII. Inkrafttreten VIII. Inkrafttreten  



Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universität zu Berlin in Kraft. 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universität zu Berlin in Kraft. 

 

 


